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Mehr rentenversicherte Minijobber

Die Neuregelung der Minijobs zum 1. Januar 2013 wurde durch 
umfangreiche Informationen begleitet. Mittlerweile kann eine 
erste Bilanz der Auswirkungen gezogen werden.

Informationen zur Neuregelung
Alle 1,8 Millionen Arbeitgeber von Minijobbern erhielten Ende letz-
ten Jahres von der Minijob-Zentrale ein Informationsschreiben zu 
den Neuregelungen. Die bis April eigens eingerichtete Service- 
Nummer wurde von rund 100.000 Anrufern genutzt. Auch die 
anderen Rentenversicherungsträger haben über die Presse und in 
gesonderten Broschüren über die Minijob-Reform informiert und 
verzeichneten zu diesem Thema eine verstärkte Inanspruch-
nahme ihrer allgemeinen Servicehotline und der Auskunfts- und 
Beratungsstellen.

Ausführliche Informationen mit gesetzlichen Grundlagen und For-
mularen bietet darüber hinaus der Internetauftritt der Minijob- 
Zentrale. Alle Arbeitgeber, die seit dem 1. Januar 2013 erstmals 
einen Minijobber beschäftigen, erhalten zudem mit der Anmel-
dung ein Schreiben der Minijob-Zentrale. Dies enthält rechtliche 
Hinweise, unter anderem auch zum Arbeitsrecht. Denn Minijobber 
stehen in einem Arbeitsverhältnis wie jeder andere Arbeitnehmer 
– mit den daraus folgenden Rechten und Pflichten für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer.

Mehr Minijobber zahlen Rentenversicherungsbeiträge
Dreh- und Angelpunkt der Neuregelung zum 1. Januar 2013 ist die 
Umkehr des bisherigen Regel-Ausnahme-Verhältnisses in der 
Rentenversicherung: Die frühere Versicherungsfreiheit mit der 
Option zur Versicherungspflicht wurde in eine Versicherungs-
pflicht mit Befreiungsmöglichkeit umgewandelt. Damit bezweckte 
der Gesetzgeber auch, das Bewusstsein der geringfügig Beschäf-
tigten für ihre Alterssicherung zu stärken.

http://www.summa-summarum.eu
mailto:summa-summarum@haufe.de
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Aktuelle Zahlen zeigen, dass bei seit 1. Januar 2013 aufgenomme-
nen geringfügig entlohnten Beschäftigungen der Anteil der Mini-
jobber, die eigene Rentenversicherungsbeiträge zahlen, tatsäch-
lich deutlich zugenommen hat. Der Anteil liegt bei rund 25 %. 
Bevor die Rentenversicherungspflicht für Minijobber eingeführt 
wurde, betrug der Anteil der sogenannten „Aufstocker”, die für die 
Versicherungspflicht optiert und Beiträge zur Rentenversicherung 
gezahlt haben, nur 5,6 %.

Insgesamt zahlen aktuell 11 % aller Minijobber Beiträge zur Ren-
tenversicherung.

Minijobber, die Beiträge zur Rentenversicherung zahlen, haben 
Anspruch auf das volle Leistungspaket der gesetzlichen Renten-
versicherung. Sie können u. a. eine Absicherung bei Erwerbsmin-
derung erwerben oder aufrechterhalten und Anspruch auf Reha-
bilitationsleistungen erlangen. Auch besteht die Möglichkeit, zu 
„riestern”.

Insgesamt weniger Minijobber
Ein Anstieg der Anzahl der Minijobs konnte im Zusammenhang 
mit der Erhöhung der Geringfügigkeitsgrenze auf 450,00 EUR 
nicht verzeichnet werden. Die Zahl der geringfügig Beschäftigten 
ist zu Beginn des Jahres 2013 vielmehr von rund 7,0 auf 6,9 Mio. 
gesunken.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Krankenversicherungspflicht von 
Arbeitnehmern – Wie wirkt sich eine selbst-
ständige Tätigkeit aus?

Neben ihrer Beschäftigung hauptberuflich selbstständig 
erwerbstätige Arbeitnehmer sind in ihrer Beschäftigung von 
der Krankenversicherungspflicht ausgeschlossen (§ 5 Abs. 5 
SGB V). Bei Selbstständigen mit mindestens einem mehr als 
geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer wurde bisher genera-
lisierend angenommen, dass sie aufgrund ihrer Arbeitgeber-
funktion hauptberuflich selbstständig erwerbstätig sind. Die 
wirtschaftliche Bedeutung und der zeitliche Umfang der selbst-
ständigen Tätigkeit waren regelmäßig nicht näher zu prüfen. 
Die aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung folgt dieser 
Betrachtungsweise allerdings nicht.

Zweck des Versicherungsausschlusses
Nicht versicherungspflichtige Selbstständige sollen durch Auf-
nahme einer niedrig vergüteten versicherungspflichtigen Neben-
beschäftigung nicht den umfassenden Schutz der gesetzlichen 
Krankenversicherung erhalten können. Der Gesetzgeber hat die-
sen Personenkreis als nicht schutzbedürftig angesehen. Durch 
den Ausschluss von der Krankenversicherungspflicht tritt auch 
keine Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung ein. 
In der Renten- und Arbeitslosenversicherung existiert keine ver-
gleichbare Ausschlussregelung.

Hauptberuflichkeit einer selbstständigen Tätigkeit
Nicht jede neben einer Beschäftigung ausgeübte selbstständige 
Tätigkeit führt jedoch zum Versicherungsausschluss. Betroffen 
sind nur solche selbstständigen Tätigkeiten, die hauptberuflich 
ausgeübt werden. Hauptberuflich wird eine selbstständige Tätig-
keit ausgeübt, wenn sie von ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und 
dem zeitlichen Aufwand her die übrigen Erwerbstätigkeiten 
zusammen deutlich übersteigt.

Arbeitnehmerbeschäftigung als Merkmal der Hauptberuflichkeit
Die Beschäftigung von Arbeitnehmern im Zusammenhang mit der 
selbstständigen Tätigkeit galt bislang als entscheidendes Krite-
rium für eine hauptberuflich ausgeübte selbstständige Tätigkeit, 
ohne dass die wirtschaftliche Bedeutung und der zeitliche Umfang 
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der selbstständigen Tätigkeit regelmäßig näher zu prüfen waren. 
Personen mit mindestens einem mehr als geringfügig beschäftig-
ten Arbeitnehmer galten aufgrund ihrer Arbeitgeberfunktion – 
unabhängig von einem persönlichen Arbeitseinsatz – als hauptbe-
ruflich selbstständig erwerbstätig. Eine hauptberuflich selbst-
ständige Erwerbstätigkeit war ebenfalls anzunehmen, wenn meh-
rere Arbeitnehmer geringfügig beschäftigt waren, deren Arbeits-
entgelte bei Zusammenrechnung die Geringfügigkeitsgrenze des 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV überschritten.

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
Das Bundessozialgericht ist der Betrachtungsweise der Kranken-
versicherung nicht gefolgt. Im Urteil vom 29. Februar 2012 (B 12 
KR 4/10 R) zum Ausschluss eines selbstständig Tätigen von der 
beitragsfreien Familienversicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung wurde zum Ausdruck gebracht, dass die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern für sich allein betrachtet nicht zur 
Annahme einer hauptberuflich selbstständigen Tätigkeit führt. Es 
kommt vielmehr auf die Gesamtbetrachtung der Umstände an. 
Dem Urteil kommt über den entschiedenen Einzelfall hinaus 
grundsätzliche Bedeutung zu. Denn es berührt nicht nur den Aus-
schluss eines selbstständig Tätigen von der Familienversiche-
rung, sondern auch den Ausschluss eines Selbstständigen mit 
Nebenbeschäftigung von der Arbeitnehmer(pflicht)versicherung.

Künftige Verfahrensweise
Es kann nicht weiter generalisierend angenommen werden, dass 
Personen mit mindestens einem mehr als geringfügig beschäftig-
ten Arbeitnehmer aufgrund ihrer Arbeitgeberfunktion – unabhän-
gig von einem persönlichen Arbeitseinsatz – hauptberuflich 
selbstständig erwerbstätig sind. Entscheidend sind vielmehr die 
wirtschaftliche Bedeutung und der zeitliche Umfang der selbst-
ständigen Tätigkeit. Diese beiden Kriterien sind regelmäßig näher 
zu prüfen bzw. festzustellen.

Die Beschäftigung eines oder mehrerer Arbeitnehmer kann aller-
dings ein Indiz für den Umfang einer selbstständigen Tätigkeit 
darstellen. Denn der mit der Leitungsfunktion notwendig verbun-
dene Zeitaufwand als Arbeitgeber ist dem Selbstständigen ebenso 
zuzurechnen wie das wirtschaftliche Ergebnis der von ihm 
beschäftigten Arbeitnehmer.
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Verfahrenspraktische Abgrenzung
Ob eine selbstständige Tätigkeit von der wirtschaftlichen Bedeu-
tung und dem zeitlichen Umfang her die nebenher ausgeübte 
Beschäftigung deutlich übersteigt, ist durch einen Vergleich die-
ser beiden Kriterien (jeweils aus der selbstständigen Tätigkeit und 
der Beschäftigung) festzustellen. Der Arbeitgeber muss dies im 
Rahmen der Erfüllung seiner üblichen Melde- und Beitragspflich-
ten bei Aufnahme der Beschäftigung eines Arbeitnehmers oder 
bei einer Änderung der Verhältnisse prüfen.

Um den Belangen aller Beteiligten Rechnung zu tragen, kann eine 
vor allem verfahrenspraktisch relativ einfach durchzuführende 
Abgrenzung erfolgen. Hierzu kann zunächst schematisch von fol-
genden Grundannahmen ausgegangen werden:

→ Bei Arbeitnehmern, die aufgrund tariflicher, betriebsbeding-
ter oder arbeitsvertraglicher Regelungen vollschichtig arbei-
ten oder deren Arbeitszeit der regelmäßigen Wochenarbeits-
zeit vergleichbarer Vollbeschäftigter des Betriebs entspricht, 
ist anzunehmen, dass – unabhängig von der Höhe des 
Arbeitsentgelts – daneben für eine hauptberuflich selbst-
ständige Erwerbstätigkeit kein Raum mehr bleibt.

→ Bei Arbeitnehmern, die mehr als 20 Stunden wöchentlich 
arbeiten und deren monatliches Arbeitsentgelt mehr als die 
Hälfte der monatlichen Bezugsgröße beträgt, ist ebenfalls 
anzunehmen, dass daneben für eine hauptberuflich selbst-
ständige Erwerbstätigkeit kein Raum mehr bleibt.

→ Bei Arbeitnehmern, die an nicht mehr als 20 Stunden 
wöchentlich arbeiten und deren Arbeitsentgelt nicht mehr als 
die Hälfte der monatlichen Bezugsgröße beträgt, ist anzuneh-
men, dass die selbstständige Erwerbstätigkeit hauptberuflich 
ausgeübt wird.

Lässt sich nach diesen Grundannahmen das Vorliegen einer 
hauptberuflich selbstständigen Erwerbstätigkeit nicht eindeutig 
bestimmen oder bestehen Zweifel (am Ergebnis oder an den 
gemachten Angaben), sollte die Krankenkasse des Arbeitnehmers 
in die Entscheidung eingebunden werden.
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Künstlersozialabgabe: Prüfung der Bestands-
fälle durch die Rentenversicherungsträger

In den ersten Jahren konzentrierten sich die Träger der Deut-
schen Rentenversicherung zunächst auf Prüfungen bei Arbeit-
gebern, die bislang noch nicht von der Künstlersozialkasse als 
abgabepflichtig erkannt worden waren. Nun werden auch die 
Arbeitgeber geprüft, die bereits abgabepflichtig nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) sind.

Meldepflichten des Unternehmens
Die Abgabepflicht eines Unternehmers zur Künstlersozialver-
sicherung entsteht, wenn dieser entweder als typischer Verwer-
ter, als Eigenwerber oder als Unternehmer im Sinne der soge-
nannten „Generalklausel” zu beurteilen ist.

Resultierend aus dieser Pflicht zur Zahlung der Künstlersozial-
abgabe, die bei einer großen Zahl von Arbeitgebern erstmalig 
durch die Deutsche Rentenversicherung festgestellt wurde, muss 
der Abgabepflichtige jährlich die abgabepflichtigen Honorare für 
künstlerisch/publizistische Leistungen an die Künstlersozialkasse 
melden. Diese Meldung hat bis spätestens zum 31. März des Fol-
gejahres zu erfolgen.

Künstlersozialabgabe
Künstlersozialabgabe 
müssen Unternehmen 
entrichten, 
→ die typischerweise 

künstlerische oder 
publizistische Leistun-
gen verwerten (§ 24 
Abs. 1 Satz 1 KSVG),

→ die Eigenwerbung be-
treiben und dabei nicht 
nur gelegentlich Auf-
träge an selbstständi-
ge Künstler oder Pub-
lizisten erteilen (§ 24 
Abs. 1 Satz 2 KSVG) 
und

→ die aus anderen Grün-
den für Zwecke ihres 
Unternehmens nicht 
nur gelegentlich Auf-
träge an selbstständi-
ge Künstler oder Pub-
lizisten erteilen, wenn 
im Zusammenhang 
mit dieser Nutzung 
Einnahmen erzielt 
werden sollen (§ 24 
Abs. 2 KSVG).

Aufgrund der abgegebenen Meldungen wird die Abgabenhöhe für 
das abgelaufene Kalenderjahr festgestellt. Eventuell bereits ge-
leistete monatliche Vorauszahlungen werden dabei angerechnet. 
Die Feststellung erfolgt durch die Künstlersozialkasse. Sie erteilt 
dem Abgabepflichtigen einen Abgabebescheid, in dem gleichzeitig 
auch die Höhe der ggf. neu zu leistenden Vorauszahlung festge-
legt wird.

Aufzeichnungspflichten des Unternehmens
Eine Erstprüfung konzentriert sich auf die Inhalte der Finanzbuch-
haltung des Unternehmens. Denn detaillierte Aufzeichnungen 
über mögliche Honorarzahlungen an selbstständige Künstler/ 
Publizisten liegen in diesen Prüfungen regelmäßig noch nicht vor. 
Mit Entstehen der Abgabepflicht kommen jedoch auch weiterge-
hende Aufzeichnungspflichten auf das Unternehmen zu.

Ein abgabepflichtiges Unternehmen ist verpflichtet, fortlaufende 
Aufzeichnungen über die Entgelte an Künstler/Publizisten zu 
führen. Aus den Aufzeichnungen muss das Zustandekommen der 
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daraus abgeleiteten Meldungen und der Zusammenhang mit den 
zugrunde liegenden Unterlagen nachprüfbar sein. Die Rentenver-
sicherungsträger können im Rahmen ihrer Prüfungen vom Arbeit-
geber verlangen, dass die abgabepflichtigen Entgelte listenmäßig 
zusammengeführt werden.

Gegenstand der Bestandsprüfung
Anhand der vorgelegten Aufzeichnungen und listenmäßigen 
Zusammenfassungen des Arbeitgebers prüfen die Rentenversi-
cherungsträger die Richtigkeit der Meldungen nach § 27 Abs. 1 
KSVG. Ebenfalls werden die daraus resultierenden jährlichen 
Abgabebescheide der Künstlersozialkasse überprüft.

Die Prüfung bezieht sich dabei zunächst

→ auf die vorgelegten Zusammenfassungen,
→ den rechnerischen Abgleich mit den abgegebenen Meldungen 

und
→ die sachliche Bewertung der jeweils berücksichtigten Ent-

gelte nach § 25 KSVG.

Die Prüfung geht aber über den bloßen sachlich-rechnerischen 
Abgleich der Meldung hinaus. So wird auch durch Einsichtnahme 
in die Finanzbuchhaltung des Unternehmens bewertet, ob wei-
tere, zusätzliche Honorare an selbstständige Künstler/Publizisten 
zu berücksichtigen sind.

Feststellung abweichender Bemessungsgrundlagen
Werden Abweichungen zwischen gemeldeter und von der Künst-
lersozialkasse berücksichtigter Bemessungsgrundlage festge-
stellt, werden im Zuge der Prüfung die bereits erteilten Abgabe-
bescheide der Künstlersozialkasse durch die Deutsche Renten-
versicherung zurückgenommen. Die Rücknahme des Abgabe-
bescheides der Künstlersozialkasse erfolgt, wenn die zugrunde 
liegende Meldung unrichtige Angaben enthielt.

Gleichzeitig werden

→ die Entgeltsummen,
→ die Höhe der Künstlersozialabgabe sowie
→ die (gegebenenfalls) neu zu leistende Vorauszahlung

im Bescheid der Deutschen Rentenversicherung neu festgestellt.
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Die besondere Rücknahmevorschrift des § 27 Abs. 1a Satz 2 KSVG 
erlaubt es, einen Abgabebescheid der Künstlersozialkasse ohne 
Weiteres zurückzunehmen und für die Vergangenheit eine höhere 
Forderung geltend zu machen. Ein Vertrauensschutz gilt hier 
nicht.

Bei zu viel gezahlter Künstlersozialabgabe wird der Abgabebe-
scheid der Künstlersozialkasse nach § 44 SGB X zurückgenom-
men und die zu viel gezahlte Künstlersozialabgabe erstattet.

Änderungen in der Höhe der zu leistenden Vorauszahlung
Der Abgabepflichtige hat für die Zeit vom 1. März eines Jahres bis 
zum 28. Februar des Folgejahres eine monatliche Vorauszahlung 
auf die künftig zu bemessende Künstlersozialabgabe zu leisten. 
Die Höhe der Vorauszahlung wird nach dem Abgabesatz des lau-
fenden Jahres und der Bemessungsgrundlage (Honorarsumme) 
des Vorjahres berechnet. Die Vorauszahlungspflicht entfällt, wenn 
ihre Höhe nicht mehr als 40 EUR im Monat beträgt.

Ändert sich aufgrund von Prüffeststellungen der Deutschen Ren-
tenversicherung die Höhe der Bemessungsgrundlage des letzten 
und/oder des vorletzten Kalenderjahres, wirkt sich das auch auf 
die Höhe der laufenden Vorauszahlung aus – sowohl für die Zeit 
ab 1. März des laufenden Jahres als auch für die Zeit vom 
1. Januar bis 28. Februar des laufenden Jahres. Die Höhe der 
Vorauszahlung kann sich in diesen Fällen verringern, erhöhen 
oder sie kann ganz entfallen.

Hinweis: Wurde auf Antrag des Abgabepflichtigen die Höhe der 
laufenden Vorauszahlung in einem gesonderten Verfahren im lau-
fenden Jahr von der Künstlersozialkasse nach § 27 Abs. 5 KSVG 
bereits herabgesetzt, wird die Höhe der Vorauszahlung im Zuge 
der Prüfung nicht neu festgestellt.
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Mini- und Midijobs – Übergangsregelungen für 
Bestandsbeschäftigungen

Zum 1. Januar 2013 sind Änderungen zu den Mini- und Midijobs 
in Kraft getreten (vgl. summa summarum 6/2012 und 1/2013). 
Für Beschäftigungen, die bereits am 31. Dezember 2012 
bestanden haben und weiterhin ausgeübt werden, gilt nach den 
Übergangsregelungen grundsätzlich das frühere Recht weiter. 
Hinsichtlich der Übergangsregelungen sind in der Praxis zu 
Einzelfällen Auslegungsfragen aufgetreten, die hier beantwor-
tet werden.

Bestandsbeschäftigungen mit einem Arbeitsentgelt  
von 400,01 bis 450 EUR
Antragserfordernis für Gestaltungsmöglichkeiten
Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezember 2012 eine mehr als 
geringfügig entlohnte versicherungspflichtige Beschäftigung mit 
einem Arbeitsentgelt von 400,01 bis 450 EUR ausgeübt haben, 
bleiben in dieser Beschäftigung bis 31. Dezember 2014 grundsätz-
lich versicherungspflichtig – da mehr als geringfügig – beschäf-
tigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht weiterhin die Mög-
lichkeit, sich auf Antrag von dieser Versicherungspflicht befreien 
zu lassen. Der Befreiungsantrag kann beim Arbeitgeber einge-
reicht werden. Der Arbeitgeber nimmt den Antrag zu den Entgelt-
unterlagen und meldet den Wechsel des Versicherungsstatus 
(Abmeldung bei der Krankenkasse und Anmeldung bei der Mini-
job-Zentrale). In der Kranken- und Pflegeversicherung waren 
Befreiungsanträge nur bis 2. April 2013 möglich.

Entgeltunterlagen
Der Arbeitgeber ist gemäß 
§ 28f Abs. 1 Satz 1 SGB IV 
i. V. m. § 8 BVV zur Füh-
rung von Entgeltunter-
lagen verpflichtet. Diese 
sind so zu gestalten, dass 
sie innerhalb angemesse-
ner Zeit einen Überblick 
über die Entgeltabrech-
nungen des Arbeitgebers 
vermitteln können. Die An-
gaben sind vollständig, 
richtig, chronologisch ge-
ordnet zu dokumentieren. 
Entgeltunterlagen müssen 
in deutscher Sprache ge-
führt werden. Sie können 
nach § 9 Abs. 5 BVV auch 
auf maschinell verwertba-
ren Datenträgern geführt 
werden.

Minijob-Zentrale
Die Minijob-Zentrale ist 
eine Abteilung der Deut-
schen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See in 
45115 Essen und seit dem 
1. April 2003 zuständige 
Einzugsstelle für gering-
fügig Beschäftigte (§ 28i 
Satz 5 SGB IV).

Krankenversicherungspflicht kann kraft Gesetzes enden
In der Krankenversicherung endet die Versicherungspflicht in den 
o. g. Fällen bereits kraft Gesetzes, wenn die Voraussetzungen der 
Familienversicherung erfüllt sind. Ein Antrag ist hier nicht er-
forderlich. Der Arbeitgeber sollte daher den Arbeitnehmer auf-
fordern, sich von der Krankenkasse bestätigen zu lassen, ob ein 
Anspruch auf Familienversicherung besteht oder nicht. Diese 
Bescheinigung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Besteht 
eine Familienversicherung, ist der Wechsel des Versicherungs-
status entsprechend zu melden.
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Keine Aufklärungs- und Beratungspflicht des Arbeitgebers
Arbeitgeber sind nicht verpflichtet, Arbeitnehmer über die Gestal-
tungsmöglichkeiten in den Bestandsbeschäftigungen aufzuklären 
oder zu beraten. Dies gilt entsprechend für die Möglichkeit eines 
Arbeitnehmers, gegenüber dem Arbeitgeber die Anwendung der 
Gleitzonenregelungen in einer Bestandsbeschäftigung mit einem 
Arbeitsentgelt von 800,01 bis 850 EUR zu erklären.

Auch über die Gestaltungsmöglichkeiten in Bestandsbeschäfti-
gungen hinaus, besteht für den Arbeitgeber hinsichtlich der Mög-
lichkeit der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht in einer 
nach dem 31. Dezember 2012 aufgenommenen geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung keine Aufklärungs- oder Beratungspflicht.

Rahmenverträge/befristete Beschäftigungen
Die Übergangsregelungen für Bestandsbeschäftigungen gelten 
auch für Beschäftigungen auf Basis von Rahmenverträgen und 
befristete Beschäftigungen. Dies gilt insbesondere für den Fort-
bestand der Rentenversicherungsfreiheit in einer bereits am 
31. Dezember 2012 ausgeübten geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung, solange das Arbeitsentgelt 400 EUR nicht überschreitet, bis 
zum Ende der Beschäftigung. Wird eine beendete Beschäftigung 
jedoch anschließend bei demselben Arbeitgeber wieder aufge-
nommen, gilt die widerlegbare Vermutung, dass es sich noch um 
dieselbe Beschäftigung handelt. Die Beschäftigung wird weiterhin 
von den Übergangsregelungen erfasst, wenn sie innerhalb von 
2 Monaten wieder aufgenommen wird.

Dies gilt unabhängig von der arbeitsrechtlichen Beurteilung auch 
für befristete Beschäftigungen und Beschäftigungen auf der Basis 
von Rahmenverträgen. Die Vermutungsregelung wird demnach 
auch angewendet, wenn eine befristete Beschäftigung wiederholt 
befristet verlängert oder entfristet wird. Für Beschäftigungen auf 
der Basis eines Rahmenvertrages endet die Anwendung der Über-
gangsregelungen, wenn die Beschäftigung 2 Monate lang nicht 
ausgeübt wurde.

Rahmenvertrag
Ein Rahmenvertrag, durch 
den – in Abgrenzung zu re-
gelmäßigen Beschäftigun-
gen – die Voraussetzungen 
für das Vorliegen einer 
kurzfristigen Beschäfti-
gung erfüllt werden, liegt 
dann vor, wenn der Vertrag 
auf längstens ein Jahr be-
fristet ist und einen Ar-
beitseinsatz von maximal 
50 Tagen innerhalb eines 
Jahres vorsieht, und zwar 
auch dann, wenn die Zeit-
punkte des Arbeitseinsat-
zes im Voraus bestimmt 
sind (z. B. ein bestimmter 
Tag pro Woche für einen 
Zeitraum von höchstens 50 
Wochen).
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Grundsätzlich wird daher von der Wiederaufnahme einer Beschäf-
tigung ausgegangen, die weiterhin von den Übergangsregelungen 
erfasst wird, wenn eine Beschäftigung zunächst abgemeldet und 
vom selben Arbeitgeber innerhalb von 2 Monaten wieder ange-
meldet wird. Dabei ist unerheblich, aus welchem Grund die 
Abmeldung erfolgte.

Krankenversicherungsstatus von Werkstudenten
Für Werkstudenten, die am 31. Dezember 2012 eine Beschäfti-
gung mit einem Arbeitsentgelt von 400,01 bis 450 EUR ausgeübt 
haben und im Rahmen des Werkstudentenprivilegs krankenver-
sicherungsfrei beschäftigt wurden, sind in der Regel ab 1. Januar 
2013 Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung zu zahlen. Auf-
grund der vorherigen Krankenversicherungsfreiheit werden diese 
Werkstudenten nicht von der Übergangsregelung des § 7 Abs. 3 
SGB V erfasst, wonach die Krankenversicherungspflicht für am 
31. Dezember 2012 mehr als geringfügig krankenversicherungs-
pflichtig Beschäftigte mit einem Arbeitsentgelt bis zu 450 EUR 
fortbesteht.

Werkstudentenprivileg
Gegen Arbeitsentgelt be-
schäftigte, ordentliche 
Studierende sind in der 
Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung 
versicherungsfrei (§ 6 Abs. 
1 Nr. 3 SGB V, § 27 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 SGB III). In der 
Rentenversicherung be-
steht Versicherungspflicht, 
es sei denn, es handelt 
sich um eine geringfügige 
Beschäftigung.

Diese Werkstudenten sind daher seit 1. Januar 2013 in der Kran-
kenversicherung geringfügig entlohnt Beschäftigte. Nur zur Kran-
kenversicherung mussten sie deshalb zum 1. Januar 2013 bei der 
bei der Minijobzentrale an- und bei Krankenkasse abgemeldet 
werden. Der Arbeitgeber muss seitdem für gesetzlich krankenver-
sicherte Werkstudenten Pauschalbeiträge zahlen.
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Abgabefrist der Jahresmeldungen soll 
vorverlegt werden

Für jeden am 31. Dezember eines Jahres beschäftigten Arbeit-
nehmer muss der Arbeitgeber mit der nächsten Entgeltabrech-
nung, spätestens bis zum 15. April des Folgejahres, eine Jah-
resmeldung abgeben. Ab dem Jahr 2014 wird der späteste Zeit-
punkt für die Jahresmeldung auf den 15. Februar vorverlegt.

Über 37 Millionen Jahresmeldungen haben die Arbeitgeber im 
Jahr 2012 abgegeben. Die Jahresmeldung ist damit die mit 
Abstand häufigste und wichtigste Meldung in der Sozialversiche-
rung. Sie wird vor allem in der Rentenversicherung benötigt. Denn 
die Rentenversicherungsträger berechnen aus den in den Renten-
konten gespeicherten Meldedaten die Renten für Versicherte und 
Hinterbliebene. Darüber hinaus dient die Jahresmeldung zur 
Durchführung der Einkommensanrechnung bei hinterbliebenen 
Ehegatten, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. Die Ein-
kommensanrechnung wird im Zusammenhang mit der Rentenan-
passung durchgeführt.

Nach § 10 der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung 
(DEÜV) wird die Jahresmeldung mit der ersten Entgeltabrechnung 
des neuen Jahres, spätestens aber bis zum 15. April des Folgejah-
res abgegeben. Dieser späteste Termin ist aus 2 Gründen gewählt 
worden:

→ Durch den späten Meldetermin können einmalig gezahlte 
Arbeitsentgelte, für die die Märzklausel gilt, in die Jahres-
meldung einbezogen werden.

→ Zum anderen ist der Termin so rechtzeitig, dass das Arbeits-
entgelt aus der Jahresmeldung für die Einkommensanrech-
nung bei hinterbliebenen Ehegatten berücksichtigt werden 
kann.

Märzklausel
Einmalzahlungen, die in 
der Zeit vom 1. Januar bis 
31. März ausgezahlt wer-
den, sind dem letzten Ab-
rechnungszeitraum des 
Vorjahres zuzuordnen, so-
fern sie zusammen mit 
dem laufenden Entgelt zu-
mindest in einem Zweig 
der Sozialversicherung die 
anteilige Jahres-Beitrags-
bemessungsgrenze des 
laufenden Jahres über-
schreiten.

Neuer Termin für die Jahresmeldung: 15. Februar
Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuorganisation der bundes-
unmittelbaren Unfallkassen, zur Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes und zur Änderung anderer Gesetze (BUK-NOG) soll die 
späteste Frist für die Abgabe der Jahresmeldung nunmehr auf 
den 15. Februar vorverlegt werden. Hintergrund für die geplante 
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Änderung ist die Einbeziehung der Unfallversicherung in das Mel-
deverfahren der Sozialversicherung. Seit dem 1. Januar 2009 ent-
halten die Meldungen auch Daten der Unfallversicherung. Diese 
Daten dienen zum einen der Rentenversicherung für die Betriebs-
prüfung. Aus den Meldedaten sollen aber ab dem Jahr 2016 auch 
die Lohnnachweise der Unfallversicherung generiert werden. Die 
Unternehmer werden dann die Lohnnachweise nicht mehr zusätz-
lich mittels Vordrucken abgeben müssen, die Lohnnachweise 
werden vielmehr maschinell von der Datenstelle der Rentenver-
sicherungsträger in Würzburg für alle Unfallversicherungsträger 
aus den Meldungen zentral erzeugt (vgl. Artikel S. 15).

Lohnnachweis zur Unfallversicherung gibt den Termin vor
Nach den Regelungen in der Unfallversicherung müssen die 
Lohnnachweise Mitte Februar eines Jahres bei den Unfallversi-
cherungsträgern eingereicht werden. Dies gilt für den manuellen 
Lohnnachweis genauso wie für den künftigen maschinellen Lohn-
nachweis. Derzeit findet ein Test zur Erstellung des maschinellen 
Lohnnachweises statt. Dabei hat sich herausgestellt, dass Mitte 
Februar eines Jahres wegen der derzeit geltenden spätesten Frist 
(15. April) zu wenige Jahresmeldungen vorhanden sind, um ver-
lässlich maschinelle Lohnnnachweise erstellen zu können.

Einmalzahlung
Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 
SGB IV sind Einmalzahlun-
gen Zuwendungen, die 
dem Arbeitsentgelt zuzu-
rechnen sind und nicht für 
die Arbeit in einem einzel-
nen Abrechnungszeitraum 
gezahlt werden. Es han-
delt sich hierbei beispiels-
weise um Bezüge wie 
Weihnachtsgelder, Ur-
laubsgelder, Gratifikatio-
nen usw. Maßgeblich ist, 
dass sie in größeren Zeit-
abständen als monatlich 
gezahlt werden und 
gleichzeitig kein laufendes 
Arbeitsentgelt darstellen. 
Sie sind grundsätzlich dem 
Entgeltabrechnungszeit-
raum zuzuordnen, in dem 
sie ausgezahlt werden, un-
terliegen allerdings nur 
der Beitragspflicht, soweit 
sie zusammen mit den bis 
zum Ende des Auszah-
lungsmonats beitrags-
pflichtigen Einnahmen die 
anteilige Jahres-Beitrags-
bemessungsgrenze (Jah-
res-BBG) nicht über-
schreiten. Einmalzahlun-
gen, die auf regelmäßige 
monatliche Zahlungen 
umgestellt werden, sind 
laufendes Arbeitsentgelt.

Im Entwurf des BUK-NOG (BT-Drs. 17/12297) ist daher vorgese-
hen, die späteste Frist für die Abgabe der Jahresmeldungen vor-
zuverlegen.

Trotz vorgezogenem Meldetermin: Märzklausel ist unverändert 
anzuwenden
Die Neuregelung soll am 1. Januar 2014 in Kraft treten. Dies 
bedeutet, dass die neue Frist erstmals für die Jahresmeldungen 
2013 anzuwenden ist. Die neue Meldefrist wirkt sich nicht auf das 
Beitragsrecht der Sozialversicherung aus; die Märzklausel (§ 23a 
Abs. 4 SGB IV) gilt unverändert weiter. In den Fällen, in denen in 
der Zeit zwischen Abgabe der Jahresmeldung und dem 31. März 
eines Jahres einmalig gezahltes Arbeitsentgelt gewährt wird, 
das eine anteilige Beitragsbemessungsgrenze überschreitet, 
muss eine Sondermeldung nach § 11 Abs. 2 DEÜV erstattet wer-
den. Alternativ kann die Jahresmeldung storniert und neu abge-
geben werden.
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Elektronischer Lohnnachweis in der Pilotphase 
– ein Zwischenbericht

Mit dem Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz (UVMG) 
wurde die Zusammenlegung der in Ansätzen deckungsgleichen 
Prüfungen der Unfallversicherung und der Rentenversicherung 
bei Arbeitgebern gesetzlich geregelt. Ziel: Ressourcen bei 
Arbeitgebern und prüfenden Stellen zu optimieren und zu bün-
deln. Ein weiterer Schritt, die Arbeitgeber zu entlasten, ist die 
Erstellung des elektronischen Lohnnachweises durch die 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung (DSRV).

Elektronische Meldung statt Papiervordruck
Wo bisher zu „Zettel und Stift” gegriffen wurde, um den Lohnnach-
weis für den Unfallversicherungsträger auszufüllen, genügt 
zukünftig die Abgabe der DEÜV-Meldung. Die Entgeltmeldungen im 
Rahmen der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung 
(DEÜV) werden vom Arbeitgeber wie gewohnt abgegeben. Die einge-
setzte Software ergänzt die bisherigen Daten um die in den Stamm-
daten vorzugebenden für die Unfallversicherung relevanten Infor-
mationen. Im Idealfall ist das ein automatisiertes Verfahren, das 
nahezu unbemerkt in das bisherige Meldeverfahren integriert wird.

Lohnnachweis für Unfall-
versicherung
Als Lohnnachweis wird in 
der Unfallversicherung die 
Meldung über die gezahl-
ten Arbeitsentgelte und die 
geleisteten Arbeitsstunden 
bezeichnet, die die Unter-
nehmer derzeit nach Ab-
lauf eines Kalenderjahres 
dem Unfallversicherungs-
träger erstatten müssen  
(§ 165 SGB VII). 
Aufgrund dieser Daten 
werden die Beiträge zur 
Unfallversicherung be-
rechnet, die jährlich im 
Wege einer Umlage er-
hoben werden.

Daten eines Arbeitgebers werden zusammengeführt
Die Daten aller Arbeitnehmer eines Unternehmens werden auf 
den bisherigen Meldewegen über die Krankenkassen an die 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung (DSRV) in Würz-
burg weitergeleitet. Hier können alle zu einem Unternehmen 
gehörenden Arbeitnehmerentgelte automatisch zusammenge-
fasst und mit der entsprechenden Mitgliedsnummer den Unfall-
versicherungsträgern zur Verfügung gestellt werden.

Pilotphase verläuft positiv
Während der Pilotphase werden die elektronischen Lohnsummen 
mit den schriftlichen Angaben der Arbeitgeber verglichen. Die 
gewonnenen Ergebnisse werden von den Partnern des neuen Ver-
fahrens, der Unfallversicherung und der DSRV, genutzt, um Opti-
mierungen im Meldeverfahren anzustoßen und den Detailierungs-
grad des Ergebnisses weiter zu erhöhen. Der Pilotbetrieb wird 
Ende 2015 abgeschlossen sein. Über die Ergebnisse werden wir 
dann berichten.
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Jetzt bei summa summarum online anmelden

Seit Anfang des Jahres 2013 erscheint die Schriftenreihe 
summa summarum auch als Online-Version. Um die Vorteile 
der elektronischen Ausgabe in vollem Umfang nutzen zu kön-
nen, ist eine in wenigen Schritten durchzuführende Registrie-
rung erforderlich.

Die Online-Version bietet viele zusätzliche Vorteile: Durch eine 
Suchfunktion sind schnell alle zu einem Stichwort erschienenen 
Beiträge ermittelbar, ergänzend kann auf relevante Rundschrei-
ben und Besprechungsergebnisse der Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung zugegriffen werden. Im Archiv sind alle 
summa summarum-Ausgaben seit 2008 verfügbar.

www.summa-summarum.eu/anmeldung

Unter dieser Internetadresse können Sie und eine unbegrenzte 
Anzahl weiterer Mitarbeiter Ihres Unternehmens sich in wenigen 
Schritten kostenlos anmelden.

Auf Papier nur noch bis Jahresende
In gedruckter Form wird es summa summarum nur noch bis Ende 
des Jahres 2013 geben. Bei einer Befragung (vgl. summa summa-
rum 4/2012) hatte sich eine Mehrzahl der Abonnenten für eine 
Online-Version von summa summarum ausgesprochen.

http://www.summa-summarum.eu/anmeldung
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